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I. Allgemeines 

Der Vierte Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz wurde in der 86. Sitzung 
des Deutschen Bundestages an den Innenausschuß 
federführend sowie an den Ausschuß für Wirt-
schaft, den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 
den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit, 
den Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen, 
den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, den Ausschuß für Forschung und Tech-
nologie und an den Rechtsausschuß zur Mitbera-
tung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Bericht in seinen Sit-
zungen am 28. April, am 12. und 26. Mai sowie ab-
schließend am 8. Dezember 1982 beraten und bei 
überwiegender Enthaltung seitens der Fraktion der 
SPD, im übrigen einstimmig die vorgelegte Be-
schlußempfehlung angenommen. 

II. Empfehlungen der mitberatenden Ausschüsse 

1. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
hat die Kenntnisnahme des Berichtes empfoh-
len und ferner angeregt, daß die Bundesregie-
rung ersucht werden sollte, zusammen mit den 
Ländern den zwischenzeitlich vorliegenden Ent-
wurf eines Krebsregister-Mustergesetzes zügig 
fortzuführen. Der Ausschuß für Forschung und 
Technologie ist der Auffassung, daß es aus ge-
sundheitspolitischen Gründen und im Interesse 

einer epidemiologischen Krebsforschung zumut-
bar erscheint, die Meldung personenbezogener 
Daten an das Krebsregister nicht von der Ein-
willigung des Patienten abhängig zu machen. 

In bezug auf die Anregung des Ausschusses für 
Forschung und Technologie zum Entwurf eines 
Krebsregister-Mustergesetzes und namentlich 
im Hinblick auf die Auffassung, daß die Mel-
dung personenbezogener Daten an das Krebsre-
gister nicht von der Einwilligung des Patienten 
abhängig gemacht werden sollte, hält der Innen-
ausschuß weitere intensive Beratungen für not-
wendig. Gerade weil es sich nach Auffassung 
des Innenausschusses um einen besonders wich

-

tigen und gleichzeitig sehr sensiblen Fragenbe-
reich auf dem Gebiet „Datenschutz und wissen-
schaftliche Forschung" handelt, in dem auch ver-
fassungsrechtlich umstrittene Grundfragen an-
geschnitten sind, ist für die Abgabe einer ent-
sprechenden Empfehlung nach Ansicht des In-
nenausschusses eine umfassendere Beratungs-
grundlage erforderlich, in deren Rahmen vor al-
lem die verfassungsrechtlichen Fragen einer 
Klärung zugeführt worden sind. Im Hinblick auf 
eine Regelung, nach der die Meldung personen-
bezogener Daten an ein Krebsregister nicht von 
der Einwilligung des Patienten abhängig ge-
macht werden soll, werden von wissenschaftli-
cher Seite aus verfassungsrechtliche Bedenken 
geltend gemacht. Ferner hat die Konferenz der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder einen Beschluß gefaßt, wonach an ein 
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Krebsregistergesetz die Forderung gestellt wer-
den müsse, daß die Meldung von Patientendaten 
mit Personenbezug an ein Krebsregister grund-
sätzlich der Einwilligung des Betroffenen (bzw. 
der Entbindung von der ärztlichen Schweige-
pflicht) bedürfe. Da eine Auseinandersetzung 
mit diesen Forderungen und Bedenken im Rah-
men der Beratungen zum Vierten Tätigkeitsbe-
richt nicht mehr möglich war, hat der Innenaus-
schuß von einer Stellungnahme zu diesem Fra-
genbereich im Rahmen der Empfehlung zum 
Vierten Tätigkeitsbericht abgesehen. 

2. Der Ausschuß für das Post- und Fernmeldewe-
sen hat seine Mitberatung auf den Abschnitt 2.4 
— Deutsche Bundespost — beschränkt und ein-
stimmig die Kenntnisnahme des Berichtes emp-
fohlen. 

Im Hinblick auf die einzelnen Punkte wurde fol-
gende Auffassung vertreten: 
— In bezug auf die Aufzeichnungen über Tele-

fongespräche und die Eintragung im amtli-
chen Fernsprechbuch hat der Ausschuß für 
das Post- und Fernmeldewesen mit Befriedi-
gung zur Kenntnis genommen, daß seine die 
Aufzeichnungen über Telefongspräche und 
die Eintragung im amtlichen Fernsprech-
buch betreffenden Empfehlungen aufgegrif-
fen worden sind. 

— Im Hinblick auf die Ausführungen zum Bild-
schirmtext im Vierten Tätigkeitsbericht (Ka-
pitel 2.4.4) empfiehlt der Ausschuß für das 
Post- und Fernmeldewesen die im Bericht er-
wähnte Stellungnahme der Enquete-Kom-
mission „Neue Informations- und Kommuni-
kationstechniken" abzuwarten. 

— In bezug auf die Ausführungen zum Gehalts

-

kontoverfahren (Kapitel 2.4.5) nimmt der 
Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 
zur Kenntnis, daß die gegen das Gehaltskon-
toverfahren geäußerten Bedenken in der 
Form berücksichtigt werden, daß angeordnet 
wird, daß die Angaben in der Kartei nur zur 
Beantwortung von Deckungsanfragen be-
nutzt werden dürfen und daß die Bedienste-
ten, die einen Antrag auf Teilnahme am Ge-
haltskontoverfahren stellen, deutlich darauf 
hingewiesen werden, daß Auszahlungssper-
ren dem Beschäftigungsamt mitgeteilt wer-
den. 

Der Innenausschuß hat die Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit der Überprüfbarkeit von Tele-
fonrechnungen in seiner Beschlußempfehlung 
angesprochen, nachdem auf Anregung des Aus-
schusses für das Post- und Fernmeldewesen im 
Rahmen des Beschlusses zum Zweiten und Drit-
ten Tätigkeitsbericht dazu ein Ersuchen an die 
Bundesregierung gerichtet worden war. 

3. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat sich mit den Kapiteln 4.1.6 — Ent-
wurf eines Mietspiegelgesetzes — und 4.1.9 — 
Daten über Mietinteressenten — des Vierten Tä-
tigkeitsberichtes befaßt und einmütig empfoh-
len, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

4. Der Rechtsausschuß hat in seiner Stellung-
nahme die Initiativen der Bundesregierung auf 
die Anregungen des Rechtsausschusses zum 
Dritten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz begrüßt (vgl. Drucksa-
che 9/1623, II., 4) und gebeten, zu gegebener Zeit 
über das Ergebnis dieser Initiativen zu berich-
ten. Dies gelte namentlich hinsichtlich der Er-
fahrungen mit der seit dem 1. Dezember 1981 
geltenden Dienstanweisung der Bundesregie-
rung über die Amtshilfe des Bundesgrenzschut-
zes für die Nachrichtendienste. 

Der Rechtsausschuß hat die Bundesregierung 
ferner gebeten zu berichten, wie der übermäßi-
gen Erhebung personenbezogener Daten von 
Mietinteressenten durch Vermieter begegnet 
werden könne. 

Der Innenausschuß hat die Empfehlungen des 
Rechtsausschusses unter Nummer I., 4. und II., 1. 
berücksichtigt. 

5. Der Ausschuß für Wirtschaft und der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung haben den Bericht 
zur Kenntnis genommen. 

Ein im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
abgelehnter Antrag wurde im Rahmen der Bera-
tungen des Innenausschusses ebenfalls aufge-
griffen. Von daher kann an dieser Stelle auf die 
Ausführungen unter III., 2. verwiesen werden. 

6. Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund-
heit hatte beschlossen, auf eine Mitberatung zu 
verzichten. 

III. Die Beratungen im Innenausschuß 

1. Zur Beschlußempfehlung im einzelnen 

Zu I. 
Der Innenausschuß hatte beabsichtigt, im Rahmen 
der Beratungen zum Vierten Tätigkeitsbericht ver-
tieft auch die unter I., 1. der vorgelegten Beschluß-
empfehlung aufgelisteten datenschutzrechtlich 
wichtigen Problemkreise eingehend zu erörtern 
und auf der Grundlage dieser Beratungen entspre-
chende Empfehlungen abzugeben. Aus Zeitgründen 
konnte jedoch eine Beratung der für den Herbst 
dieses Jahres vorgesehenen Themen nicht mehr 
aufgegriffen werden. Obgleich datenschutzrechtlich 
wichtige Problemkreise in einer Reihe wichtiger 
Politikbereiche auftreten, die es im einzelnen zu 
erörtern gilt und die im Vierten Tätigkeitsbericht 
ebenfalls umfassend angesprochen sind, hat es der 
Ausschuß im Rahmen einer Abwägung der Frage, 
entweder eine im wesentlichen auf den Bereich der 
bisherigen Beratungen eingegrenzte Beschlußemp-
fehlung zum Vierten Tätigkeitsbericht noch im 
Laufe des Jahres 1982 abzugeben oder eine umfas-
sendere Empfehlung erst zusammen mit einem Vo-
tum zum Fünften Tätigkeitsbericht zu beschließen, 
vorgezogen, zur Offenlegung der bisherigen Bera-
tungsergebnisse vorab eine eingegrenzte Beschluß-
empfehlung zum Vierten Tätigkeitsbericht abzuge-
ben, ohne daß dadurch der falsche Eindruck entste- 
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hen soll, daß sich die Probleme des Datenschutzes 
vordringlich auf den Bereich der Sicherheitsbehör-
den beschränken. 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß die offen-
gebliebenen Themenbereiche im Rahmen der Bera-
tungen zum Fünften Tätigkeitsbericht aufgegriffen 
werden, was vor allem unter dem Aspekt möglich 
ist, daß aufgrund des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages in Drucksache 9/1623 unter Num-
mer 1.1 der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
in künftigen Berichten jeweils auf offengebliebene 
Fragen und Forderungen aus den Vorjahresberich-
ten eingehen und im einzelnen darlegen wird, ob 
und inwieweit diese erledigt sind. 

Aus Anlaß der Beratungen zum Zweiten und Drit-
ten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz war der Innenausschuß überein-
gekommen, die unter I., 2.1 aufgelistete Frage im 
Zuammenhang mit der Beratung des Vierten Tätig-
keitsberichtes des Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz vertieft zu erörtern (vgl. Drucksache 
9/1623, Seite 17, unter Nummer 3). Ferner war im 
Rahmen dieser Beratungen seitens des mitberaten-
den Rechtsausschusses die Frage aufgeworfen wor-
den, inwieweit die §§ 161 und 163 der Strafprozeß-
ordnung als gesetzliche Grundlage für die polizeili-
che Beobachtung im Rahmen der Strafverfolgung 
ausreichen oder ob eine generelle oder spezielle Be-
fugnisnorm in die Strafprozeßordnung eingestellt 
werden müßte. Der Innenausschuß hat im Rahmen 
der Beratungen zum Zweiten und Dritten Tätig-
keitsbericht davon abgesehen, zu dieser Rechtsfra-
ge, in der die Bundesregierung und der Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz unterschiedlicher 
Auffassung sind, in der Beschlußempfehlung zum 
Zweiten und Dritten Tätigkeitsbericht eine Mei-
nungsäußerung abzugeben, um zunächst dem 
Rechtsausschuß Gelegenheit zu geben, seine Auf-
fassung dazu in der Sache darzulegen. 

Auch diese Fragen konnten aus Zeitgründen im 
Rahmen der Beratungen zum Vierten Tätigkeitsbe-
richt nicht mehr aufgegriffen werden. Gleichwohl 
ist der Ausschuß der Auffassung, daß auch diese 
Themen erörtert werden müssen. 

Der Ausschuß hat es als notwendig erachtet, daß 
die offengebliebenen Themen und Fragenbereiche 
in der Beschlußempfehlung im einzelnen aufgeli-
stet werden. 

Zu II. unter 1.1 und 1.2 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat 
den Mitgliedern des Innenausschusses seinen De-
tailbericht über die durchgeführten Prüfungen zur 
Einsichtnahme zur Verfügung gestellt und seine im 
Tätigkeitsbericht allgemein gehaltenen zusammen-
fassenden Aussagen (vgl. Kapitel 2.11.2) über seine 
Erkenntnisse bei den Sicherheitsbehörden im Rah-
men der intensiven Beratungen jeweils auch an 
Hand von Einzelfällen erläutert. Der Ausschuß hat 
es im Rahmen der Beratungen als äußerst förder-
lich angesehen, daß der Bundesbeauftragte für den 

Datenschutz seinen detaillierten Prüfbericht den 
Mitgliedern des Ausschusses zur Einsichtnahme 
zur Verfügung gestellt und die Grundlagen seiner 
Aussagen im Rahmen der Beratungen im einzelnen 
dargelegt hat. Von daher sieht es der Ausschuß zur 
Gewährleistung einer effektiven Überprüfung na-
mentlich der sensiblen Aussagen im Bereich der 
inneren Sicherheit als förderlich an, wenn diese 
Praxis auch in Zukunft beibehalten wird. 

Seitens der Bundesregierung wurde im einzelnen 
dargelegt, in welchen Fällen den Beanstandungen 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz statt-
gegeben worden ist, in welchen Fällen die Bean-
standungen überholt waren, in welchen Fällen die 
Bundesregierung die Rechtsauffassung des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz nicht teilt, wo 
noch klärungsbedürftige Fragen gesehen und wel-
che Tendenzen zu ihrer Lösung verfolgt werden. 

Dabei wurde hervorgehoben, daß namentlich im 
Bundeskriminalamt beanstandete oder nicht mehr 
erforderliche Speicherungen entweder bereits voll-
ständig gelöscht wurden oder zumindest in den Fäl-
len, in denen wegen des dafür notwendigen länge-
ren Zeitbedarfs noch keine Löschungen erfolgen 
konnten, allgemeine Verwertungssperren verfügt 
worden sind. 

Die Bundesregierung hat sowohl im Rahmen der 
Beratungen als auch im Rahmen ihrer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU zu 
den Beanstandungen des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz bezüglich der Tätigkeit der Behör-
den der inneren Sicherheit des Bundes in Drucksa-
che 9/1889 dargelegt, daß über. die Bereinigung der 
Dateien an Hand von Einzelfällen hinaus auch aus 
eigener Initiative eine generelle Bereinigung der 
Dateien und Aktensammlungen im Bereich der in-
neren Sicherheit mit erheblichen Anstrengungen in 
Angriff genommen und in welchem Umfang diese 
bereits durchgeführt worden ist. Dabei hat sie her-
vorgehoben, daß dazu erhebliche Anstrengungen 
unternommen und bereits außerordentliche Fort-
schritte erzielt worden sind, die einerseits die Da-
tenbestände namentlich an die zwischenzeitlich in 
Kraft gesetzten Richtlinien anpassen und insge-
samt wichtige Verbesserungen im Datenschutz be-
deuten, die andererseits aber auch einer Effektivi-
tätssteigerung der Arbeit der Sicherheitsbehörden 
dienten. 

Namentlich in bezug auf das System PIOS-Terroris-
mus — einer Arbeitsdatei, in die Eingaben durch 
das Bundeskriminalamt und die Landeskriminal-
ämter erfolgen und die dazu dient, die Fälle der in 
diesem wichtigen Kriminalitätsbereich anfallenden 
Informationen überschaubar und handhabbar zu 
machen, sowie Zusammenhänge der unterschiedli-
chen Informationen aufzuzeigen, wurde hervorge-
hoben, daß es kompliziert sei, ein derart umfangrei-
ches Datensystem rückwirkend zu bereinigen, dies 
von daher äußerst arbeitsintensiv sein und einer 
gewissen Übergangszeit bedürfe. Das für die Lö-
schungen in dieser Datei gewählte Verfahren 
wurde im Rahmen der Beratungen seitens der Bun-
desregierung im einzelnen erläutert und dabei dar-
gelegt, daß der Weg gewählt worden sei, der eine 
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vollständige Löschung der Angaben sicherstelle, die 
für die Arbeit der Sicherheitsbehörden nicht mehr 
erforderlich seien. Im Hinblick auf die Fortschritte 
bei der Bereinigung sowie auf die Einhaltung der 
KpS- und Dateienrichtlinien wurde ausgeführt, daß 
unter Berücksichtigung der Neueinspeicherungen 
die Datei von April 1979 bis zum 31. August 1982 um 
über 73 800 Personendatensätze und damit um fast 
die Hälfte reduziert worden sei. Im Rahmen einer 
Stellungnahme des Bundesministers des Innern an 
den Bundesbeauftragten für den Datenschutz vom 
11. November 1982 ist dazu grundlegend unter ande-
rem ausgeführt, daß die Notwendigkeit, den Daten-
bestand der Datei PIOS-Terrorismus einer grund-
sätzlichen Bereinigungsprüfung zu unterziehen, un-
bestritten und bereits seit längerem anerkannt sei. 
Das Bundeskriminalamt habe entsprechend früh-
zeitig Bereinigungsmaßnahmen ergriffen und die 
Bereinigungsarbeiten mit Nachdruck fortgesetzt. 
Der Bericht des Bundesbeaufragten für den Daten-
schutz vom 20. November 1981 habe dabei wertvolle 
Anregungen und Hinweise für das weitere Vorge-
hen gegeben. Das Bundeskriminalamt habe seit An-
fang Januar 1982 eine Arbeitsgruppe zur weiteren 
Intensivierung der Aussonderungsprüfung einge-
setzt. Die Einsetzung dieser Arbeitsgruppe mit aus-
schließlichen Aufgaben der PIOS-Bestandsbereini-
gung unterstreiche einmal mehr, daß das Bundes-
kriminalamt trotz weiterhin außerordentlicher Be-
lastung durch die Erledigung der laufenden Arbei-
ten der Aktualisierung und Bereinigung seiner Da-
tenbestände einen hohen Stellenwert beimesse. 

Die Bundesregierung hat ferner im Rahmen der 
Beratungen unterstrichen, daß sich die Verarbei-
tung der in der Verantwortung des Bundeskriminal-
amtes in Dateien eingegebenen Daten seit dem Er-
laß der KpS- und Dateienrichtlinien an diesem 
Maßstab ausrichte. Damit sei sichergestellt, daß im 
Bundeskriminalamt spätestens seit dem 1. Januar 
1982 alle neu eingestellten oder im Rahmen der 
Sachbearbeitung wieder aktivierten Datensätze 
eine Wiedervorlagefrist trügen, nach deren Ablauf 
eine Überprüfung ihrer Notwendigkeit und gegebe-
nenfalls ihre Löschung erfolge. 

In diesem Zusammenhang wurde klargestellt, daß 
sich die Beanstandungen des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz, soweit sie im Hinblick auf die 
Nichteinhaltung der KpS- und Dateienrichtlinien zu 
Recht erfolgt sind, nur auf sogenannte Altfälle bezo-
gen haben und mit der Aussage im Vierten Tätig-
keitsbericht nur die Feststellung getroffen werden 
sollte, daß diese Datensätze nicht mehr mit den An-
forderungen der erst kurz vor den Überprüfungen 
durch den Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
in Kraft getretenen Richtlinien übereinstimmten, 
ohne daß daraus den Sicherheitsbehörden gegen-
über ein Schuldvorwurf erhoben werden kann oder 
ein derartiger Vorwurf seitens des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz beabsichtigt gewesen 
wäre. 

Bezüglich weiterer Bereinigungsaktionen, nament-
lich bei den Polizeibehörden des Bundes und der 
Länder im Hinblick auf Kriminalaktensammlungen 
sowie bei den Verfassungsschutzbehörden des Bun

-

des und der Länder im Hinblick auf NADIS (Nach-
richtendienstliches Informationssystem), sei im ein-
zelnen auf die Antwort der Bundesregierung in 
Drucksache 9/1889 verwiesen. 

Über die Bereinigungsmaßnahmen und deren Er-
gebnisse ist der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz mehrfach unterrichtet worden, zuletzt durch 
die Stellungnahme des Bundesministers des Innern 
zur Überprüfung der Informationsverarbeitung im 
System PIOS-Terrorismus beim Bundeskriminal-
amt vom 11. November 1982, die Mitgliedern des In-
nenausschusses zur Einsichtnahme zur Verfügung 
gestellt worden ist. 

Intensiv hat sich der Ausschuß mit den Beanstan-
dungen in bezug auf die Häftlingsüberwachung 
auseinandergesetzt. Im Hinblick darauf hat er 
nachdrücklich begrüßt, daß es gelungen ist, nun-
mehr mit Wirkung vom 1. Oktober 1982 die „Vorläu-
fige Regelung über die zentrale Sammlung und 
Auswertung von Erkenntnissen über Kontakte im 
Rahmen der Häftlingsüberwachung" zu verabschie-
den, die sich auf die Verarbeitung des Meldeauf-
kommens bezieht. Die Bundesregierung hat inso-
weit hervorgehoben, daß der Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz die Neuregelung der Häftlings-
überwachung als einen elementaren Fortschritt be-
zeichnet habe, der ihn zu einer positiven Gesamtbe-
wertung kommen lasse. 

Der Ausschuß hat es als Ergebnis der Beratungen 
als dringend erforderlich angesehen, daß die einge-
leiteten Maßnahmen zur Bereinigung der den Be-
reich der inneren Sicherheit betreffenden Dateien, 
namentlich die Löschung beanstandeter oder nicht 
mehr erforderlicher Einspeicherungen, mit dem 
bisherigen Nachdruck weiter verfolgt werden. 

Zu II. unter 1.3 

Im Rahmen der Beratungen hat der Ausschuß den 
Problembereich der Zusammenarbeit zwischen 
Verfassungsschutz und Polizei intensiv erörtert. 
Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat 
seine Beanstandungen und Rechtsauffassungen im 
einzelnen dargelegt. Die Bundesregierung hat dies-
bezüglich darauf hingewiesen, daß im gesamten Si-
cherheitsbereich außerordentlich schwierige und 
nur von Fall zu Fall zu regelnde Abgrenzungsfra-
gen auftauchten. Mit der am 1. Dezember 1981 in 
Kraft getretenen Dienstanweisung des Bundesmi-
nisters des Innern an den Bundesgrenzschutz über 
die Neuregelung der Amtshilfe des Bundesgrenz-
schutzes für die Nachrichtendienste sei ein wichti-
ger Schritt im Bereich des sehr komplizierten Pro-
blembereichs der Zusammenarbeit zwischen Poli-
zei und Sicherheitsbehörden getan worden. Es sei 
daran zu erinnern, daß bereits in einem Schreiben 
an den Vorsitzenden des Innenausschusses vom 
22. Oktober 1981 der Bundesminister des Innern zu 
den Fragen der Informationsübermittlung zwischen 
Polizei und Verfassungsschutz, namentlich dort, wo 
es parallele oder sich überschneidende Zuständig-
keiten gebe, hervorgehoben habe, daß auch nach 
der Trennung der Verbundsysteme durch konkrete 
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Regelungen dem Umstand Rechnung getragen wer-
den müsse, daß sicherheitspolitisch auf eine Zusam-
menarbeit in diesem Bereich verzichtet werden 
könne und die Frage des Informationsaustausches 
zwischen Polizei und Verfassungsschutz diejenige 
sei, die nach der Amtshilfe als nächste in Angriff 
genommen werden müsse. Unter Bezugnahme dar-
auf hat die Bundesregierung hervorgehoben, daß 
derzeit im Rahmen längerfristiger Arbeiten Rege-
lungen geschaffen würden, durch die die enge Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei und Verfassungs-
schutz auf dem Gebiet des Informationsaustau-
sches und der Datenverarbeitung konkret geregelt 
werden solle und man insoweit bereits weit voran-
gekommen sei. In diese Arbeiten sei auch der Bun-
desbeauftragte für den Datenschutz eingeschaltet. 
Die besonders sensiblen Fragen, die äußerst dring-
lich einer Klärung bedürften, seien diejenigen, die 
sich auf die Übermittlung von Informationen der 
Polizei bezögen, die mittels staatlicher Zwangsmaß-
nahmen auf der Grundlage der Stafprozeßordnung 
gewonnen worden seien. Insoweit sei ein Abstim-
mungsprozeß zwischen dem Bundesminister des In-
nern und dem Bundesminister der Justiz eingeleitet 
worden, da in diesem Fragenbereich eine Reihe von 
rechtlichen Klärungen notwendig sei. 

Im übrigen wurde von der Bundesregierung betont, 
daß unabhängig von der Notwendigkeit einer Klä-
rung der erwähnten Rechtsfragen das Bundesamt 
für Verfassungsschutz seit 1979 keine im Verfahren 
nach § 100 a Strafprozeßordnung gewonnenen Un-
terlagen angefordert oder bearbeitet habe. Die vom 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz überprüf-
ten Fälle bezögen sich daher auf eine vor dem Jahre 
1979 durchgeführte Praxis, die seither nicht mehr 
vollzogen wurde. 

Im Hinblick auf die vom Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz geforderte analoge Anwendung 
des § 7 Abs. 3 G 10 (Kapitel 2.13.3; 2.14) hat der Bun-
desminister des Innern der Auffassung des Bundes-
beauftragten für den Datenschutz im Rahmen der 
Beratungen nochmals ausdrücklich widersprochen. 
Insoweit kann im einzelnen auf die Darstellun-
gen im Vierten Tätigkeitsbericht (Kapitel 2.13.3) 
und in der Antwort der Bundesregierung in Druck-
sache 9/1889 (Seite 8) verwiesen werden. Hervorge-
hoben wurde im Rahmen der Beratungen, daß die 
Frage, wo die Grenzen des Koordinierungsbedarfs 
zwischen Polizei und Verfassungsschutz lägen, 
nach Auffassung des Bundesministers des Innern 
nur höchst unbefriedigend mit dem Rechtsgedan-
ken des § 7 Abs. 3 G 10 beantwortet werden könne. 
Eine Analogie zu § 7 Abs. 3 G 10 erscheine nicht 
ausreichend. 

2. Abgelehnte Vorschläge 

Die Fraktion der SPD hatte vorgeschlagen, im Hin-
blick auf den von allen Fraktionen im Rahmen der 
Beratungen dem Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz und seinen Mitarbeitern gegenüber aus-
gesprochenen Dank einleitend in die Beschlußemp-
fehlung folgenden Passus aufzunehmen: „Der In-
nenausschuß dankt dem Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz für seinen Vierten Tätigkeitsbe

-

richt. Wie die vorhergehenden Berichte zeugt auch 
dieser Bericht von der sachgerechten Arbeit des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und sei-
ner Mitarbeiter." Zur Begründung war angeführt 
worden, daß es wegen der positiven Feststellungen 
in bezug auf die Arbeit der Behörden zur Ausgewo-
genheit der Beschlußempfehlung gehöre, auch dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz zu dan-
ken. 

Der Antrag der SPD war mehrheitlich abgelehnt 
worden. Zur Begründung wurde hervorgehoben, 
daß in der vorgeschlagenen Formulierung eine 
Sanktionierung sämtlicher Beanstandungen gese-
hen werde. 

Die Fraktion der SPD hatte auf der beispielhaften 
Erwähnung des Systems PIOS-Terrorismus bestan-
den, weil die entsprechenden Beanstandungen Mit-
telpunkt zweier intensiver Erörterungen im Innen-
ausschuß gewesen seien und deswegen diese Bera-
tungen ihren Niederschlag in der Beschlußempfeh-
lung finden und darin bewertet werden müßten. Es 
sei positiv für die Sicherheitsbehörden und liege in 
deren Interesse, wenn in der Beschlußempfehlung 
deutlich werde, daß die Beanstandungen beseitigt 
seien, die im Tätigkeitsbericht als Ergebnis der 
Prüftätigkeit des Jahres 1981 ausführlich dargelegt 
worden seien. 

Die Fraktion der SPD hatte ferner beantragt, die 
Beschlußempfehlung um folgende beiden Vor-
schläge zu ergänzen, die im Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung keine Mehrheit gefunden 
hatten: 

„Der Innenausschuß nimmt mit Genugtuung davon 
Kenntnis, daß sich die mit dem Zehnten Buch So-
zialgesetzbuch am 1. Januar 1981 in Kraft getrete-
nen neuen Vorschriften über den besonderen 
Schutz der Sozialdaten grundsätzlich bewährt ha-
ben und nennenswerte Schwierigkeiten nicht zu 
verzeichnen sind. 

Der Innenausschuß befürwortet die Einführung ei-
nes bereichsspezifischen arbeitsrechtlichen Daten-
schutzes, der auch vom Deutschen Gewerkschafts-
bund für erforderlich gehalten und sowohl vom 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz als auch 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung als sinnvoll und zweckmäßig bezeichnet 
wird."  

Dieser Antrag wurde mit Mehrheit von den Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP abgelehnt. 

3. Weitere Beratungsschwerpunkte 

3.1 

Zu den Aufgaben und dem Selbstverständnis des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz 

Im Rahmen der Beratungen zum Bereich „Daten-
schutz und öffentliche Sicherheit" wurde im Hin-
blick auf den Inhalt des Vierten Tätigkeitsberichtes 
die Frage der Aufgaben und des Selbstverständnis-
ses des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
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ausführlich erörtert und dabei auch Grundfragen 
des Informationsaustausches in der öffentlichen 
Verwaltung angesprochen. Im Rahmen dieser Erör-
terungen haben die Fraktionen detailliert ihre Auf-
fassungen zu den damit aufgeworfenen Fragen dar-
gelegt. 

3.1.1 

Die Fraktion der CDU/CSU hat dem Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz für seine intensiven 
Bemühungen um das Sachgebiet des Daten-
schutzes gedankt. Zu dessen Darstellungen im Vier-
ten Tätigkeitsbericht zum Fragenkomplex „Daten-
schutz und öffentliche Sicherheit" hat die Fraktion 
der CDU/CSU jedoch grundlegend hervorgehoben, 
daß sich aus diesen Darlegungen eine sehr offen-
sive und von ihr nicht geteilte Auffassung von der 
Auslegung des Bundesdatenschutzgesetzes durch 
den Bundesbeauftragten für den Datenschutz erge-
be. Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
habe zunächst einmal die Aufgabe, in seinen Tätig-
keitsberichten tatsächliche Schwachstellen aufzu-
decken und dabei nach dem Kooperationsprinzip 
vorzugehen, d. h. zunächst die Kooperation und 
nicht die Konfrontation in bezug auf die überprüf-
ten Behörden zu suchen. Unbestritten sei für die 
Fraktion der CDU/CSU, daß er im Rahmen seiner 
Darstellungen und im Rahmen der Wahrnehmung 
seiner Aufgaben darlegen könne, daß bestimmte 
Fragen einer Erörterung bedürften und dabei auch 
auf Fehler in den Rechtsgrundlagen hinweisen kön-
ne. Die Fraktion der CDU/CSU sehe es jedoch als 
nicht mit den geltenden Rechtsgrundlagen verein-
bar an, wenn der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz im Vorgriff auf politische Absichten einzel-
ner Parteien oder Fraktionen Darstellungen in sei-
nen Tätigkeitsberichten abgebe, die sich diese poli-
tischen Absichten bereits bei der Darlegung der be-
stehenden Verhältnisse zu eigen machten, d. h. es 
sei unzulässig, wenn der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz im Rahmen seiner jährlichen Tätig-
keitsberichte das bestehende Datenschutzrecht im 
Vorgriff auf noch nicht gesetzlich realisierte politi-
sche Absichten auslege. 

Ferner könne es nicht Aufgabe des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz sein, ganz persönliche 
und dezidierte Auffassungen über das Verhältnis 
von Behörden untereinander, sowie ihren Aufga-
ben- und Tätigkeitsbereich — etwa im Hinblick auf 
das Verhältnis zwischen Polizei und Verfassungs-
schutz — in seinem Tätigkeitsbericht darzulegen. 
Seine Aufgabe sei es, Mißbräuche in der Datenver-
arbeitung zu bekämpfen und nicht, Zuständigkeiten 
von Behörden zu beurteilen. Letzteres überschreite 
seine Kompetenzen ebenso, wie die Darlegungen 
seiner Auffasusng zu einer Entscheidung der Bun-
desregierung darüber, ob eine Datei sinnvoll sei. 
Die Festlegung des Umfangs der den einzelnen Be-
hörden eingeräumten Befugnisse sei Aufgabe der 
zuständigen Verfassungsorgane. In den Fällen, in 
denen die Befugnisse der Behörden überschritten 
seien, sei dies eine Angelegenheit des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz nu insoweit, als es sich 
um personenbezogene Daten handele. Die Klärung 
aller übrigen Überschreitungen von Befugnissen 

obliege denjenigen Stellen, die die Fach- und 
Rechtsaufsicht über diese Behörden hätten. 

Grundlegend hat die Fraktion der CDU/CSU im 
Hinblick auf die Datenverarbeitung und den Infor-
mationsaustausch in der öffentlichen Verwaltung 
hervorgehoben, es sei notwendig, daß eine Grund-
lage gefunden werde, durch die sinnvolles Verwal-
ten sichergestellt, gleichzeitig aber der Mißbrauch 
personenbezogener Daten — namentlich schon bei 
der Speicherung und Weitergabe — nach dem Bun-
desdatenschutzgesetz verhindert werde. Insoweit 
solle daher grundsätzlich in der Praxis von der Ein-
heit der Verwaltung ausgegangen und dafür Sorge 
getragen werden, daß ein reger Gedanken- und In-
formationsaustausch unter den Behörden stattfinde 
und die Grenze dafür der Mißbrauch personenbezo-
gener Daten sein müsse. 

3.1.2 

Die Fraktion der FDP hat dem Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz für dessen Arbeit gedankt und 
in bezug auf seine Darstellungen hervorgehoben, 
daß dessen Berichte in sehr dankenswerter Weise 
die Realitäten darlegten, auch wenn die Fraktion 
der FDP nicht alle darin geäußerten Auffassungen 
teile. In bezug auf die Darstellungen des Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz im Vierten Tätig-
keitsbericht zum Fragenbereich „Datenschutz und 
öffentliche Sicherheit" habe der Bundesminister 
des Innern im Rahmen seiner nach der Vorlage des 
Berichts abgegebenen Erklärung klar die Auffas-
sung dargelegt, die von der FDP-Fraktion diesbe-
züglich vertreten werde. Zwar sei die von der Frak-
tion der CDU/CSU vorgenommene Auslegung des 
Vierten Tätigkeitsberichtes zum Fragenkomplex 
„Datenschutz und öffentliche Sicherheit" zutref-
fend, daß sich insoweit aus diesen Darlegungen 
eine sehr offensive Auffassung von der Auslegung 
des Bundesdatenschutzgesetzes durch den Bundes-
beauftragten für den Datenschutz ergebe. Die FDP

-

Fraktion teile jedoch die Auffassung der Fraktion 
der CDU/CSU im Hinblick darauf, daß eine derart 
offensive Auslegung des Bundesdatenschutzgeset-
zes durch den Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz und dadurch bedingte Konfrontationen mit 
den betroffenen Behörden vom Gesetzgeber nicht 
gewollt gewesen sei. 

Es sei der erklärte Wille des Deutschen Bundesta-
ges, daß die Diskussion über die Tätigkeitsberichte 
und die darin aufgeführten Sachverhalte, sowie die 
in den Berichten getroffenen Wertungen öffentlich 
erfolgten. Sofern man davon ausgehe, daß aus der 
öffentlichen Darlegung der Prüfergebnisse und die 
vom Bundesbeauftragten für den Datenschutz ge-
troffenen Wertungen Unsicherheiten resultierten, 
müsse abgewogen werden zwischen den Unsicher-
heiten derer, die eine Datei einrichten und benut-
zen wollten und der Unsicherheit in der Öffentlich-
keit in bezug auf die Frage, ob und wenn ja unter 
welchen Voraussetzungen Personen in eine derar-
tige Kartei eingespeichert würden. Diesbezüglich 
dürfe allerdings nicht der Fall eintreten, daß Ver-
stöße gegen das Datenschutzrecht politisch so be-
handelt würden, daß entsprechende Speicherungen 
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für zulässig erklärt würden. Im Hinblick auf das 
Argument der Verunsicherung dürfe ferner nicht 
verkannt werden, daß dieses nicht selten von denje-
nigen benutzt werde, denen ein Ergebnis nicht zu-
sage und daß der Datenschutz oftmals ungerecht-
fertigt als Vorwand benutzt werde, um keine Ent-
scheidungen herbeiführen zu müssen. 

Es sei vernünftig, richtig und notwendig, daß Mei-
nungsverschiedenheiten über die Bewertung von 
Dateien in die Tätigkeitsberichte aufgenommen 
würden, damit diese Meinungsverschiedenheiten 
ausgetragen und entschieden werden könnten. 
Zwar müsse in bezug auf derartige Meinungsver-
schiedenheiten entsprechend der Forderung der 
Fraktion der CDU/CSU eine Klärung der Streitfra-
gen durch die Bundesregierung erfolgen und die 
dazu notwendigen Entscheidungen herbeigeführt 
werden. Diese Entscheidungen müßten jedoch auf 
einer präzisen Grundlage getroffen werden. Dazu 
sei es notwendig, daß die unterschiedlichen sachli-
chen Auffassungen einander gegenübergestellt 
würden, damit die politisch Verantwortlichen sich 
ein Urteil darüber bilden könnten. Auch wenn hin-
sichtlich der Frage, ob eine Datei sinnvoll sei, 
selbstverständlich die Bundesregierung entscheide, 
so müsse es dem Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz entgegen der Auffassung der Fraktion 
der CDU/CSU unbenommen bleiben, dazu seine 
Meinung zu äußern. Eine Einschränkung des Inhal-
tes der Tätigkeitsberichte im Wege der Rechtsauf-
sicht werde die FDP-Fraktion unter keinen Um-
ständen — auch nicht de lege ferenda — akzeptie-
ren. 

In bezug auf die Kompetenzen des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz sollte überprüft wer-
den, ob es sinnvoll sei, die Tätigkeit des Bundes-
bauftragten weiterhin auf bestimmte Arten von Da-
tensammlungen zu begrenzen, oder ob sich die 
Überprüfung nicht in bestimmtem Umfang auch 
auf die aktenmäßigen Datensammlungen beziehen 
müsse. 

Grundlegend sei den Ausführungen der Fraktion 
der CDU/CSU entgegenzuhalten, daß sich Daten-
schutz nicht nur auf den Mißbrauch von Daten be-
ziehe, sondern daß es auch um den Schutz der Pri-
vatsphäre des einzelnen und damit auch um die Ab-
grenzung des Wissens einzelner Behörden vonein-
ander gehe, soweit dies nötig ist. Aus einer Gesamt-
bewertung der Berichte des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz und der Landesbeauftragten 
für den Datenschutz ergebe sich, daß von den Mög-
lichkeiten des Datenschutzes in einer Weise Ge-
brauch gemacht werde, die eine Veränderung der 
Verwaltungstätigkeit und eine Veränderung der po-
litischen Machtstrukturen signalisierten und kenn-
zeichneten. An dem Grundsatz der Einheit des Wis-
sens der Verwaltung könne im Hinblick auf die mo-
dernen Datenverarbeitungstechniken nicht mehr so 
ohne weiteres festgehalten werden, wie dies noch 
vor Jahren möglich gewesen sei. Entscheidend für 
die Lösung der damit angesprochenen Problematik 
müsse die Funktion sein, die man einer bestimmten 
Verwaltung zubilligen wolle. Eine entsprechende 
Abwägung könne nur bereichsspezifisch im Einzel
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fall vorgenommen werden. Daraus resultiere, daß 
es grundsätzlich nicht die Möglichkeit geben solle, 
vorhandenes Verwaltungswissen an einer Stelle zu 
konzentrieren, sondern es solle dafür Sorge getra-
gen werden, daß eine Verwaltung nur das Wissen 
zur Verfügung haben solle, das für sie nach der vom 
Gesetzgeber gewollten Funktion der jeweiligen Be-
hörde notwendig ist. 

3.1.3  

Die Fraktion der SPD hat dem Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz ausdrücklich für seine Darstel-
lungen im Vierten Tätigkeitsbericht gedankt und 
hervorgehoben, daß sie keinen Grund zur Kritik in 
bezug auf die Tätigkeit des Bundesbeauftragten 
sehe. 

Zu den Aufgaben und dem Selbstverständnis des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz hat die 
Fraktion der SPD betont, daß dieser eine kontrollie-
rende und beratende Funktion habe und eine seiner 
wesentlichen Aufgaben darin liege, Problembe-
wußtsein zu wecken. Von daher sei es vom Sinn und 
Zweck der jährlichen Tätigkeitsberichte her erfor-
derlich, daß der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz offenlege, ob er im Rahmen der Ausübung 
seiner Tätigkeit zu der Überzeugung gekommen ist, 
ob und inwieweit in einzelnen konkreten Fällen die 
Rechtsgrundlagen für konkrete Maßnahmen ge-
fehlt haben und diese daher geschaffen oder beste-
hende Rechtsgrundlagen präzisiert werden müßten. 
Von daher sei es notwendig, daß der Bundesbeauf-
tragte für den Datenschutz dem Deutschen Bundes-
tag auf der Grundlage des Bundesdatenschutzge-
setzes mitteile, inwieweit er aufgrund seiner Prü-
fungstätigkeit etwa zu der Auffassung gelangt sei, 
daß die gesetzlichen Grundlagen im Hinblick auf 
die Aufgabenzuweisung der Sicherheitsbehörden 
nicht klar seien und einer Präzisierung bedürften 
oder überhaupt erst geschaffen werden müßten. 
Wenn er dies nicht täte, würde dies nicht der Erfül-
lung seiner vorgegebenen Aufgaben entsprechen. 

Wenn der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
seine Kontroll- und Beratungsfunktionen in dieser 
erforderlichen Weise wahrnehme, seien zwar Span-
nungsfelder in bezug auf die kontrollierten Behör-
den zwangsläufig gegeben. Nach Auffassung der 
SPD-Fraktion helfe es jedoch sowohl den Behörden 
als auch dem Datenschutz, wenn Streitpunkte offen 
dargelegt würden. Dort wo unterschiedliche Auffas-
sungen zwischen dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und den Sicherheitsbehörden bestün-
den, sei dies politisch/parlamentarisch zu bewerten 
und seien daraus entsprechende Schlußfolgerungen 
zu ziehen und darauf aufbauend entsprechende 
Entscheidungen zu fällen. 

Eine Argumentation, die davon ausgehe, daß eine 
Darlegung von Defiziten im Bereich des Daten-
schutzes auf dem Gebiet der inneren Sicherheit 
eine Schwächung der Sicherheitsbehörden bedeute, 
sei strikt abzulehnen. Der diesbezüglichen Auffas-
sung der Fraktion der CDU/CSU sei entgegenzuhal-
ten, daß es gerade im Interesse der Sicherheitsbe-
hörden liegen könne, wenn vorhandene Mißstände 
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aufgezeigt und dann beseitigt würden, weil dadurch 
das Vertrauen in die Sicherheitsbehörden erhöht 
werden könne, wenn der Bürger überzeugt sei, daß 
die Praxis in diesem Bereich rechtsstaatlich ein-
wandfrei ist. Der Rechtsstaat sei darauf angewie-
sen, daß die Praxis in diesem Bereich auf rechtlich 
abgesicherten Grundlagen durchgeführt werde. 

Im Hinblick auf die Darstellungen im Vierten Tätig-
keitsbericht zum Fragenkomplex „Datenschutz und 
öffentliche Sicherheit" sei hervorzuheben, daß ge-
genüber dem Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz angesichts der sehr allgemeinen, sachlichen 
und abstrakten Darstellungsweise nicht der Vor-
wurf erhoben werden könne, er habe im Bereich 
der Sicherheitsbehörden Unsicherheit verursacht. 
Was die Zusammenarbeit mit den Sicherheitsbe-
hörden angehe, sei zu betonen, daß der Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz seine kontrollie-
rende und beratende Tätigkeit, wie es sich aus dem 
Vierten Tätigkeitsbericht ergebe, nur deswegen 
vollziehen könne, weil er mit den verschiedensten 
Behörden hervorragend zusammenarbeite. Nur die 
bisherige hervorragende Kooperation zwischen 
dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und 
den Behörden habe die Realisierung vieler Verbes-
serungen ermöglicht, die aufgrund der bisherigen 
Tätigkeitsberichte durchgeführt worden seien. 

3.1.4 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat so-
wohl im Rahmen der Beratungen als auch im Rah-
men einer dem Innenausschuß gegenüber abgege-
benen Stellungnahme vom 11. Mai 1982 seine Auf-
fassung zur Zuständigkeit und zum Amtsverständ-
nis des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
im einzelnen dargelegt. 

3.1.5 

Die Bundesregierung hat zur Frage der Aufgaben 
und des Selbstverständnisses des Bundesbeauftrag

-

ten für den Datenschutz ebenfalls im einzelnen so-
wohl im Rahmen ihrer Antwort auf die Kleine An-
frage der Fraktion der CDU/CSU als auch im Rah-
men der Beratungen im einzelnen Stellung genom-
men. Insoweit sei auf die Ausführungen in Drucksa-
che 9/1889 verwiesen. 

3.2 

Zusammenarbeit zwischen dem Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz und den Sicherheitsbehör-
den. 

In bezug auf die im Nachgang zur Vorlage des Vier-
ten Tätigkeitsberichtes öffentlich geführte Kontro-
verse zwischen Leitern der Sicherheitsbehörden 
und dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
in bezug auf die Darstellungen im Vierten Tätig-
keitsbericht hat der Bundesbeauftragte im Rahmen 
der Beratungen hervorgehoben, daß die Sicher-
heitsaspekte mit den entsprechenden Behörden in 
intensiven und kooperativen Kontakten erörtert 
worden seien. Seine Behörde habe nach der Auf-
bauphase mittlerweise beim Bundesamt für Verfas-
sungsschutz oder beim Bundeskriminalamt um-
fangreiche und längerfristige Überprüfungen vor-
nehmen können. Auf der Arbeitsebene werde in 
hervorragender Weise kooperiert und die Beamten 
in den entsprechenden Behörden bemühten sich, 
den Anforderungen des Datenschutzes gerecht zu 
werden. Konfrontation finde manchmal unerfreuli-
cherweise nur auf der Ebene der Amtsleiter statt. 
Die Arbeitskontakte seien auch nach den Erklärun-
gen im Zuge der Vorlage des Vierten Tätigkeitsbe-
richtes völlig normal weitergelaufen. 

Seitens der Bundesregierung war darauf hingewie-
sen worden, daß die Präsidenten der Sicherheitsbe-
hörden die Auffassung verträten, daß es auch in 
ihrem eigenen Interesse liege, mit dem Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz so kooperativ wie 
irgend möglich umzugehen. 

Bonn, den 8. Dezember 1982 

Dr. Wernitz 

Berichterstatter 

Dr. Laufs Dr. Hirsch 


